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Marineschiffbau  
in Deutschland 

Die Situation in Bergkarabach 	Alle	Leopard	2	A7V	in	der	TruppeDie	„neue“	Division	Schnelle	Kräfte
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Während die Strategie der Reserve 
2019 eine „angemessene und 
glaubwürdige“ Reserve ins Auge 

fasste, sind fast eine halbe Dekade später 
und im Jahr zwei der russischen Vollinvasi-
on in der Ukraine nur marginale Fortschritte 
beim wesentlichen Verstärkungselement 
der Bundeswehr zu vermelden. Nicht nur 
bleibt die Bundeswehrreserve hinter den ei-
genen Ansprüchen zurück, auch ist die Eig-
nung der angedachten Struktur und Organi-
sation zur Landes- und Bündnisverteidigung 
zu hinterfragen.

Sachstand Reserve

Am Ende des Ost-West-Konfliktes hielt die 
Bundeswehr zu ihrem Friedensbestand von 
500.000 Soldaten ein Mobilmachungs-
element von 800.000 Reservisten vor, um 
den Verteidigungsumfang herzustellen. 
Zusätzlich mehrere Zehntausend Reservis-
ten sollten entstehende Ausfälle in einem 
„heißen“ Krieg ausgleichen. Der Wegfall 
des einstmaligen Gegners, völkerrechtliche 
Verpflichtungen, Einsätze im internationa-
len Krisenmanagement und die Friedens-
dividende führten dazu, dass nicht nur die 
aktiven Streitkräfte stark schrumpften, man 
entledigte sich zugleich wesentlicher Teile 
der Reserveorganisation.
Für die heutige Reserve werden unter-
schiedliche Personalumfänge und Kategori-
en aufgeführt. So wird zunächst von etwas 
mehr als 900.000 wehrrechtlich verfügba-
ren Reservistinnen und Reservisten ausge-
gangen, die zur „Allgemeinen Reserve“ 
gehören. Dabei handelt es sich um ehema-
lige Militärangehörigen der Bundeswehr, 
die noch nicht auf einem Dienstposten in 
der „Personal-“ oder „Verstärkungsreser-
ve“ eingeplant sind. Diese 900.000+ sind 
eine eher abstrakte Größe, deren Eignung 

und Leistungsfähigkeit infrage zu stellen ist, 
ganz abgesehen von den fehlenden Mel-
dedaten als Grundlage einer Heranziehung. 
Wesentlich für die Reserveplanung sind die 
60.000 zu besetzenden Dienstposten für 
Reservistinnen und Reservisten in der „Ver-
stärkungsreserve“. Dabei liegt das Ist seit 
Jahren deutlich unter dem Soll. Der Bericht 
der Wehrbeauftragten von 2023 offenbart 
einen Fehlbestand von über 20.000 Reser-
vistinnen und Reservisten zum ausgegebe-
nen Ziel. Demnach waren 2022 37.000 Re-
servistinnen und Reservisten auf einem der 
nichtaktiven Dienstposten beordert.
Ein eindeutiges und einheitliches Lagebild 
hinsichtlich Eignung, Ausbildungsstand und 
Leistungsfähigkeit über diesen Personalkör-
per zu erlangen, ist aufgrund unterschiedli-
cher Vorverwendungen und -erfahrungen, 
breiter Altersbänder oder Ausbildungsstän-
de schwer. Abhilfe sowohl quantitativ als 
auch qualitativ soll die seit Ende 2021 ein-
geführte Grundbeorderung (GBO) schaffen. 
Hiernach sind von Amts wegen – mit weni-
gen Ausnahmen – alle zur Entlassung anste-
henden Soldatinnen und Soldaten verpflich-
tend auf einem Reservedienstposten für 
sechs Jahre einzuplanen. So soll es nicht nur 
gelingen, bis zu 10.000 Reservistinnen und 
Reservisten jährlich einzuplanen. Aufgrund 
des kurzen Abstands zur aktiven Dienstzeit 
wird von einem höheren Ausbildungsstand 
ausgegangen, der den Gefechtswert von 
Reserveverbänden deutlich erhöhen soll.

In der Wirklichkeit sah die Anfangsphase 
ganz anders aus. Nur in Teilen wurden die 
zu entlassenden Soldatinnen und Soldaten 
wirklich eingeplant. Wie sicher das System 
GBO nach zwei Jahren angewendet wird, 
müssen die Auswertung der diesjährigen 
Jahrestagung Reserve und schließlich der 
Bericht der Wehrbeauftragten im Frühjahr 
2024 zeigen.
Als Grund für die nicht durchgeführte ei-
gentlich verpflichtende Einplanung werden 
die fehlenden nichtaktiven Strukturen auf-
geführt, die Voraussetzung für eine Beorde-
rung sind. Allein dieser Umstand offenbart 
die grundlegenden strukturellen und orga-
nisatorischen Missstände in der Reserve, die 

Nicht durchhaltefähig
Kann die Bundeswehr die an sie gestellten Aufgaben  
mit der jetzigen Reserve erfüllen?
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Alle zur Entlassung anstehenden Soldatinnen und Soldaten sind  
verpflichtend auf einem Reservedienstposten für sechs Jahre einzuplanen
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chestrierung, das heißt die Staffelung einer 
Mobilmachung, auch mittels einer stärkeren 
Kategorisierung des vorhanden (gesamten) 
Personalangebots nach Verfügbarkeit und 
Ausbildungsstand, um Aufwuchs sowohl 
quantitativ als auch qualitativ zu gewähr-
leisten.
Schließlich gilt es, die Zielstruktur nach 
einem Aufwuchs auf den Prüfstand zu 
heben. Diese sollte als Minimum die völ-
kerrechtlich zulässige Größe von 370.000 
Soldatinnen und Soldaten sowie Reser-
vistinnen und Reservisten im Frieden an-
visieren. Das bedeutete zwar die Verdrei-
fachung der Reservestruktur, ermöglichte 
aber drei wesentliche Komponenten für 
eine angemessene Anfangsbefähigung 
der Reserve. Erstens wäre das die Auspla-
nung eines Sicherheitszuschlages, um die 
erwartbar niedrigen Antrittsstärken unter-
halb der Schwelle eines Spannungs- und 
Verteidigungsfalls in Teilen zu kompensie-
ren. Zweitens muss die Bundeswehr mit 
einem Feldersatz hinterlegt werden, der 
beispielsweise für jede der Heeresbrigaden 
zwei Ersatzbataillone vorsieht. Diese wür-
den dann zumindest die Verluste zu Beginn 
eines Krieges ausgleichen, was wiederum 
die Befähigung der Ersatztruppenteile er-
fordert, fortlaufend neue Reservistinnen 
und Reservisten, womöglich auch neue 
Wehrpflichtige, heranzuziehen bzw. ein-
zuberufen. Drittens muss die Sicherung 
der Basis Deutschland deutlich verstärkt 
werden. Dazu würde die Etablierung von 
mindestens einem Sicherungszug pro 
Landkreis, möglicherweise angelehnt an 
die Kreisverbindungskommandos, eine An-
fangsbefähigung darstellen, neben den be-
reits anvisierten Heimatschutzregimentern.
So harsch die vorgebrachten Kritikpunkte 
mitunter wirken mögen: Der eingeschla-
gene Weg in der Strategie der Reserve ist 
der richtige – den es aber gerade unter den 
Eindrücken des Krieges in der Ukraine un-
bedingt konzeptionell und inhaltlich nach-
zuschärfen gilt.  L

Divisionen auf ihre „volle Einsatzbereitschaft 
im Frieden“ übergehen können. Was fehlt, 
sind Reserveeinheiten im eigentlichen Sinne 
sowie Ersatztruppenteile, welche Verbän-
de nach hohen Belastungen auswechseln 
oder die zu erwartenden Verluste in einem 
hochintensiv geführten Krieg ausgleichen 
können.
Damit muss zusammenfassend festgestellt 
werden, dass das Reserve-System der Bun-
deswehr unter drei wesentlichen struktu-
rellen Mängeln leidet: Erstens konnten die 
selbstgesteckten Zwischenziele mit der Stra-
tegie der Reserve und den dazugehörigen 
Weisungen nicht erreicht werden. Zudem 
ist bisher nicht erkennbar, ob das einzu-
planende Personal unter den Zugzwängen 
sicherheitspolitischer Notwendigkeiten, ver-
fügbarer personeller Ressourcen und des 
Credos der Freiwilligkeit des Reservediens-
tes im Frieden überhaupt einer adäquaten 
Organisationsstruktur folgen kann. Damit 
bleibt zweitens der personelle Verteidi-
gungsumfang, der in der Vergangenheit 
bewusst keiner Geheimhaltung unterlag, 
unklar. Gleiches gilt für den Übergang auf 
diesen. Zu den Gründen zählen unter ande-
rem unterschiedliche Zuschreibungen und 
juristische Hürden im Zusammenhang mit 
dem Begriff „Aufwuchs“. Ursächlich sind 
aber auch abstrakte Angaben hinsichtlich 
des verfügbaren Personals und nichtaktiver 
Dienstposten. Drittens ist festzustellen, dass 
die angedachten Strukturen den aktuellen 
Bedingungen eines hochintensiv geführten 
und vor allem längeren Konfliktes nicht ge-
recht werden können.

Empfehlungen für eine  
angemessene Reserve

Empfohlen wird daher zunächst, „Auf-
wuchs“ inhaltlich und begrifflich zu über-
arbeiten. Darin müssen sich Begriffe wie 
Mobilmachung, Bereitschaftsdienst und 
Wehrpflicht konzeptionell hinterlegt wie-
derfinden. Das beinhaltet zudem dessen Or-

am eigentlichen Auftrag für die Reserve, die 
Einsatzbereitschaft und Durchhaltefähigkeit 
der Bundeswehr zu gewährleisten, zweifeln 
lassen. Dazu gehören weiterhin ein nicht 
funktionsfähiges Wehrersatzwesen ohne 
aktuelle Meldedaten des Personalersatzes, 
zu geringe Antrittsstärken bei Übungen 
auch aufgrund der doppelten Freiwilligkeit 
(Bereitschaft der Reservistinnen und Reser-
visten zusammen mit der Freistellungsbe-
reitschaft der Arbeitgeberseite) und die ver-
mehrte Einplanung eigentlich unabkömm-
lichen Personals. Gepaart wird das mit den 
erheblichen Zeitverzögerungen in der Um-
setzung der Strategie der Reserve, die sich 
beim Vergleich der Weisungen zur Reservis-
tenarbeit von 2020 und 2022 zeigen.

Zu langsam, zu alt,  
zu unverbindlich, zu gering

Angesichts der kurz angerissenen Pro- 
blemstellungen bleibt zu bezweifeln, dass 
die Reserve in ihrer jetzigen Konzeption 
die Bedingungen zu erfüllen vermag, die 
bei Auflage der Strategie der Reserve an-
gedacht waren, geschweige denn jene, die 
heute – angesichts der neuen Bedrohungs-
lage – an sie gestellt werden müssen. Dafür 
ist sie zu langsam sowohl hinsichtlich der 
Ausplanung von Strukturen und bei der Be-
setzung von Dienstposten als auch in der 
Möglichkeit zum Aufwuchs, zu alt bei Be-
trachtung der personellen Grundlagen für 
die Allgemeine Reserve und zu unverbind-
lich bei der Heranziehung von Reservistin-
nen und Reservisten unterhalb der Schwelle 
zum Spannungs- und Verteidigungsfall.
Vor allem aber reicht der Kräfteansatz der 
Reserve vor dem Hintergrund des anhalten-
den Krieges Russlands in der Ukraine bei 
Weitem nicht aus. Die Zielstellung 6.000 bis 
7.000 Heimatschutzkräfte bis 2025 für ein 
Land mit der flächenmäßigen Ausdehnung 
wie Deutschland gepaart mit der wirtschaft-
lichen sowie geopolitischen Bedeutung als 
Drehscheibe muss als deutlich zu gering 
bewertet werden. Bei voller Besetzung und 
ungesehen des Ausbildungsstandes kommt 
so auf 50 Quadratkilometer Bundesgebiet 
ein Heimatschützer bzw. eine Heimatschüt-
zerin. Insbesondere ist zu hinterfragen, ob 
die Ausgestaltung der Bundeswehrreserve 
in ihrer Sollstruktur und in ihrem Sollum-
fang – zumal dieser unter gänzlich ande-
ren sicherheitspolitischen Vorzeichen 2012 
festgelegt wurde – dazu geeignet ist, die 
geforderte Durchhaltefähigkeit der Bun-
deswehr als Ganzes zu gewährleisten. Dass 
diese Aufgabenerfüllung zu bezweifeln ist, 
zeigt der Blick auf das Deutsche Heer. Dieses 
plant aktuell mit etwa 20.000 Reservistin-
nen und Reservisten, welche aber lediglich 
die Strukturen so ergänzen sollen, dass die 

Der Bericht der Wehrbeauftragten von 2023 offenbart einen Fehlbestand 
von über 20.000 Reservistinnen und Reservisten, 2022 waren nur 37.000 
auf einen der nichtaktiven Dienstposten beordert
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